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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 4 Ausgegeben Danzig, den 29. Januar 1930 


Inhalt. Zum Abkommen zur Unterdrückung des Umlaufs und Vertriebs unzüchtiger Veröffentlichungen vom 
12. September 1923 (S. 41). — Verordnung zur Aenderung der Fernſprechordnung (S. 41). 


5 Zum Abkommen 
zur Unterdrückung des Amlaufs und Vertriebs unzüchtiger Veröffentlichungen vom 12. September 1923 
(Geſetzbl. 1926 S. 205). 
Vom 18, 1. 1930. 


1. Die Regierung von Britiſch Guayana iſt am 23. September 1929 dem genannten Abkommen 
beigetreten. 

2. Das Abkommen iſt ratifiziert worden von der Türkei am 12. September 1929, von Griechen⸗ 
land am 9. Oktober 1929. 

3. Das Königreich Jugoſlawien hat für die im Artikel II des genannten Abkommens vorgeſehene 
Übermittelung von Rechtshilfeerſuchen bei Vergehen, die unter das Abkommen fallen, den diplo— 
matiſchen Weg zugelaſſen. Für Danzig kommt beſonders der unmittelbare Schriftwechſel zwiſchen 
den Gerichtsbehörden in Betracht. 

Danzig, den 18. Januar 1930. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Strunk. Arczynski. 


6 Verordnung 
zur Anderung der Fernſpechordnung. 
Vom 31. 12. 1929. 


Auf Grund des § 7 des Fernſprechgebühren-Geſetzes vom 9. April 1927 (Geſetzbl. S. 179) wird 
hiermit verordnet: 
Artikel I 
Die Fernſprechordnung wird wie folgt geändert: 
1. Im 8 5, II B Abſ. 1 erhält der erſte Satz folgenden Wortlaut: 

1 Die teilnehmereigenen Nebenſtellenanlagen werden von der Telegraphenverwaltung her⸗ 
geſtellt. 

. Im 8 5, II B Abſ. 4 erhält der erite Satz folgenden Wortlaut: 

Erweiterungen, Erneuerungen, Verlegungen und ſonſtige Anderungen der Nebenſtellen— 
anlagen oder einzelner Teile derſelben dürfen nur von der Telegraphenverwaltung vorgenommen 
werden. 

. Sm 8 5, II B erhält der Abſ. 5 folgenden Wortlaut: 
5 Die Inſtandhaltung der Nebenſtellenanlagen iſt Sache der Telegraphenverwaltung. 
. Im 8 6, VII unter a) erhalten der vorletzte und letzte Satz folgenden Wortlaut: 
Die Entfernungen werden nach der Luftlinie zwiſchen den Hauptſtellen der beiden Nebenitellenan- 
lagen gemeſſen. 
Im 8 13, VI erhält der letzte Satz folgenden Wortlaut: 

Bei teilnehmereigenen Einrichtungen wird für die Vorrangbehandlung neben den nach 5 5, 
II B zu erſtattenden Koſten der gleiche Betrag als Zuſchlag erhoben, der bei poſteigenen Fern— 
ſprecheinrichtungen für die Vorrangbehandlung zu zahlen wäre. 
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VI , Die Ferngejprähsverbindungen werden in der nachſtehenden Reihenfolge ۰: 
Dringende Geſpräche in reinen Staatsangelegenheiten (dringende Staatsgeſpräche), 
Blitzgeſpräche, 

dringende Preſſegeſpräche, 

dringende Geſpräche, ۱ 

gewöhnliche Geſpräche. f 1 
In jeder Gruppe werden die Verbindungen nach der Zeitfolge ihrer Anmeldung ausgeführt. 

» Für die Ausführung der Feſtzeitgeſpräche gelten die Beſtimmungen unter VII Abſ. 4, für 
die Ausführung der Stundenverbindungen die Beſtimmungen im $ 19a Abſ. 2 und für die Aus- 

führung der Monatsgeſpräche die Beſtimmungen im $ 20, II Abſ. 2. 
3 Die Telegraphenverwaltung übernimmt für die Herſtellung von Ferngeſprächsverbindungen 
innerhalb einer beſtimmten Friſt oder zu einer beſtimmten Zeit keine Gewähr. 
. 5 17, VII erhält folgenden Abi. 4: 

Feſtzeitgeſpräche find dringende V-Geſpräche ($ 19, II), für die bei der Anmeldung eine 
beſtimmte (feite) Ausführungszeit gewünſcht wird; die feſte Ausführungszeit kann nachträglich ge— 
ändert werden. Ferner können andere Geſpräche nachträglich in Feſtzeitgeſpräche umgewandelt wer— 
den. Zwiſchen der Anmeldung oder zwiſchen dem nachträglichen Antrag und der feſten Ausfüh— 
rungszeit muß ein Zeitraum von mindeſtens einer halben Stunde liegen. Eine Gewähr für die 
Herſtellung der Verbindung zur angegebenen Zeit wird nicht übernommen. Iſt zur gewünſchten Zeit 
ein anderes Geſpräch im Gange oder liegen Anmeldungen auf Geſpräche vor, die den Vorrang vor 
dem Feſtzeitgeſpräch haben, ſo werden zunächſt dieſe abgewickelt. Gehen für dieſelbe Zeit mehrere 
Anmeldungen auf Feſtzeitgeſpräche ein, die über dieſelben Leitungsverbindungen abzuwickeln ſind, ſo 
werden ſie in der Zeitfolge ihrer Anmeldung ausgeführt. Bei gleicher Anmeldezeit beſtimmt die 

Vermittlungsſtelle die Reihenfolge. Im übrigen gelten die Beſtimmungen im $ 19, II. 
8 17, IX erhält folgenden Wortlaut: 

IX Die Dauer aller Geſpräche iſt innerhalb der Dienſtzeiten der Vermittlungsſtellen un— 
beſchränkt, wenn keine anderen Geſprächsanmeldungen für die Leitungen vorliegen. 

» Liegen noch andere Geſprächsanmeldungen für die Leitung vor, ſo wird die Dauer der Ge— 
ſpräche auf 12 Minuten beſchränkt. Hat das im Gange befindliche Geſpräch jedoch nach VI den 
Vorrang vor allen noch vorliegenden anderen Geſprächsanmeldungen, ſo darf es bis zur Dauer 
von 15 Minuten ausgedehnt werden. Gehen für die Leitung Geſprächsanmeldungen ein, durch die 

die Höchſtdauer eines im Gange befindlichen Geſprächs auf 12 oder 15 Minuten beſchränkt wird, 
und iſt dieſe Höchſtdauer bereits überſchritten, ſo wird das im Gange befindliche Geſpräch nach 
Ablauf der angefangenen Geſprächsminute unterbrochen. Dringende Staatsgeſpräche dürfen ſtets 
bis zu einer Höchſtdauer von 15 Minuten ausgedehnt werden; die Telegraphenverwaltung kann 
von der Beſchränkung der Geſprächsdauer abſehen. a 

Geſpräche, die über die Dienitzeit der Vermittlungsſtelle oder öffentlichen Sprechſtelle hin— 
aus fortgeſetzt werden, dürfen 12 Minuten nach Beendigung der Dienſtzeit unterbrochen werden. 
Liegen bei Dienſtſchluß noch unerledigte Geſprächsanmeldungen vor, ſo wird verſucht, ſie noch ab— 
zuwickeln; die Dauer dieſer Geſpräche wird jedoch auf 12 Minuten beſchränkt. - 

Für die Dauer der Stundenverbindungen gilt § 19a, für die Dauer der Monatsgeſpräche 
§ 20, II. : 

. 5 17, X erhält folgenden Wortlaut: 

X Die Bedingungen für die Benutzung der Leitungen nach dem Ausland, für die Einrichtung 
und Benutzung der Fernſprechanlagen in Börſengebäuden und für den vereinfachten Verkehr zwi— 
ſchen Ortsnetzen, zwiſchen denen lebhafte Verkehrsbeziehungen beſtehen (Schnellverkehr), ſetzt die Te— 
legraphenverwaltung feſt. : ۱ 
. 5 19 erhält folgenden Wortlaut: 

8 19 ۱ 

Geſpräche, zu denen eine Perſon herbeigerufen wird, Geſpräche mit Voranmeldung, Weiter⸗ 
gabe kurzer Nachrichten ١ 

1a XP-Gefpräde. Orts- und Ferngeſpräche, zu denen auf Verlangen des Anmelders die 
Perſon, mit der das Geſpräch geführt werden ſoll, zu einer öffentlichen Sprechſtelle nach 5 15, Ia 
und b herbeigerufen wird, find XP-Geſpräche. Wohnt die verlangte Perſon außerhalb des von der 
Telegraphenverwaltung feſtgeſetzten Bezirks (Herbeirufungsbezirl), jo find ſolche Geſpräche XPL- 


(Land-) Geſpräche. Stellt fih nach der Weitergabe einer XP-AUnmeldung heraus, daß der Bers 
langte außerhalb des Herbeirufungsbezirks wohnt, ſo kann der Anmelder, nachdem er verſtändigt 
worden ijt, das Geſpräch in ein XPL-Geſpräch umwandeln oder die Anmeldung ſtreichen laſſen. 
Bei XPL-Geſprächen wird keine Gewähr dafür übernommen, daß ein Bote zum Herbeirufen der 
verlangten Perſon abgeſandt werden kann. Für die Geſprächsverbindungen gelten bei XP- und 
bei XPL-Geſprächen, ſoweit nachſtehend nichts anderes beſtimmt iſt, die allgemeinen Beſtim— 
mungen über Orts- und Ferngeſpräche. 

In der Geſprächsanmeldung muß die verlangte Perſon entweder mit ihrem Namen oder 
mit ihrer Berufsſtellung oder in anderer geeigneter Weiſe ſo genau bezeichnet werden, daß ſie 
ohne Nachforſchungen und Rückfragen ermittelt werden kann. Bei der Anmeldung kann für den 
Fall, daß die verlangte Perſon abweſend oder verhindert iſt oder das Geſpräch ablehnt, eine zweite 
Perſon in demſelben Orte angegeben werden; mehr als zwei Perſonen dürfen nicht angegeben 
werden. 

Die XP- und XPL- اد‎ e werden ſobald wie möglich an die Beſtimmungsanſtalt 
weitergemeldet und der verlangten Perſon mittels einer Benachrichtigungskarte angekündigt. Die Be- 
nachrichtigungskarten werden mit derſelben Beſchleunigung wie Telegramme zugeſtellt. 


Dem Herbeizurufenden werden der Name und gegebenenfalls die Rufnummer des Anmelders 
ſowie die Zeit, zu der die Verbindung vorausſichtlich hergeſtellt werden kann, auf der Karte mit- 
geteilt. Falls die Anmeldung befriſtet oder zurückgeſtellt iſt, wird dies angegeben. Wird eine An- 
meldung nach ihrer Weitergabe auf Antrag geſtrichen, befriſtet oder zurückgeſtellt oder wird eine 
Befriſtung oder Zurückſtellung geändert oder aufgehoben, ſo wird die verlangte Perſon von Amts 
wegen verſtändigt, ſobald ſie ſich bei einer öffentlichen Sprechſtelle oder bei einer Teilnehmer— 
ſprechſtelle meldet (Abſ. 7); ein beſonderer Bote wird zu ihrer Verſtändigung nur auf Wunſch 
des Anmelders entſandt. 

; Ergibt ſich bei der Zuſtellung der Benachrichtigungskarte aus der Erklärung des Ver— 
langten, daß das Geſpräch eine Verzögerung erleiden wird, Jo iſt der Anmelder von Amts wegen 
ſogleich zu verſtändigen. Dabei wird ihm gegebenenfalls mitgeteilt, wann der e ſprech⸗ 
bereit ſein wird. 

Kann das Geſpräch nicht zuſtande kommen, z. B. weil der Verlangte (und u. U. die nach 
Abſ. 2 angegebene zweite Perſon) nicht angetroffen wird oder das Geſpräch nicht führen kann oder 
will, ſo wird der Anmelder von Amts wegen ſobald wie möglich verſtändigt und die Anmeldung 
geſtrichen. Das gleiche geſchieht, wenn der Verlangte, nachdem er ſich ſprechbereit gemeldet hat, 
nachträglich das Geſpräch ablehnt. Die Anmeldung wird ferner geſtrichen, wenn der Verlangte die 
Herſtellung der Verbindung nicht abwartet. 

Der Verlangte kann ſtatt der öffentlichen Sprechſtelle, von der die Benachrichtigungskarte 
ausgegangen iſt, eine beliebige öffentliche Sprechſtelle oder b ی‎ desſelben Orts⸗ 
netzes zur Geſprächsführung benutzen. 

Die Geſprächsverbindung wird nicht eher hergeſtellt, als bis ſich der Verlangte ۰ 
bereit gemeldet hat. Meldet er ſich ſprechbereit, bevor das Geſpräch zur Ausführung an der Reihe 
iſt, jo wird die Anmeldung nach den Beſtimmungen im $ 17, VI eingereiht. War das Geſpräch 
ſchon vorher an der Reihe, jo wird es nach Abwicklung der in Vorbereitung befindlichen Verbin— 
dungen als erſtes ſeiner Gattung ausgeführt. Kurz vor der Bereitſtellung der Verbindung werden, 
ſofern dies angängig und zweckmäßig iſt, die beiden beteiligten Sprechſtellen darauf aufmerkſam 
gemacht, daß das Geſpräch in einigen Minuten zur Ausführung an der Reihe iſt und daß die in 
Betracht kommenden Perſonen ſich bereit halten möchten (vorläufiger Anruf); hiervon wird jedoch 
abgeſehen bei Sprechſtellen, die zu dieſer Zeit ein Orts- oder Ferngeſpräch führen. 


9 Die Telegraphenverwaltung übernimmt keine Gewähr dafür, daß die Perſon, die ſich 3 zur 


Führung des Geſprächs meldet, die verlangte iſt. 
و‎ Die Gültigkeit der Anmeldung eines XP. oder XDL-Geſpräches richtet ſich nach 5 17, V 


Abf. 1, doch erſtreckt ſich die Gültigkeit einer Geſprächsanmeldung, die vor 22 Uhr eingegangen iſt, 
bis zum folgenden Tage um 8 Uhr, wenn mitgeteilt wird, daß die Verbindung in der Zeit von 


24 bis 8 Uhr ausgeführt werden kann. ۱ | 


5 


ıı Wird der Beſtimmungsanſtalt mitgeteilt, daß Bi Verlangte bei einer Sprechſtelle eines ۱ 


anderen Ortsnetzes zu erreichen it, jo wird der Anmelder von Amts wegen verſtändigt um: ihm 
die nn, eines ‚neuen e ie j VE ۳ 


a) Bei XP-Geſprächen beträgt im Fernverkehr die Gebühr für die Übermittlung der Ge—‏ ور 


für die von Amts wegen zu machenden weiteren Mitteilungen, gleichviel ob es ſich um gewöhnliche 
oder dringende Geſpräche oder um Blitzgeſpräche handelt, ein Drittel der Gebühr für ein gewöhn⸗ 
liches Dreiminutengeſpräch der Verkehrszeit, in der das Geſpräch begonnen hat, mindeſtens aber 
0,60 Gulden (XP-Gebühr); kommt das Geſpräch nicht zuſtande, jo iſt für die Berechnung der 
XP-Gebühr die Verkehrszeit maßgebend, in der die Geſprächsanmeldung von der Urſprungsanſtalt 
weiter gegeben worden it. Im Ortsverkehr beträgt die XP-Gebühr 0,60 Gulden. Iſt in der Ge— 
ſprächsanmeldung eine zweite Perſon angegeben, ſo wird ein Zuſchlag von 0,45 Gulden erhoben, 
wenn dieſe auf einem anderen Grundſtück als die erſte Perſon wohnt. Für die Entſendung eines 
beſonderen Boten nach Abſ. 4 letzter Satz iſt im Fernverkehr die XP-Gebühr, im Ortsverkehr eine 
Gebühr von 0,45 Gulden zu entrichten; für die Berechnung der XP-Gebühr iſt in dieſem Falle 
die Verkehrszeit maßgebend, in der der Antrag von der Arſprungsanſtalt weitergegeben worden iſt. 


b) Bei XPL-Geſprächen iſt neben den Gebühren für XP-Geſpräche noch eine feſte Zuſchlag— 
gebühr von 1,00 Gulden zu entrichten (XPL-Gebühr); fie it nur einmal zu zahlen, wenn noch 
eine zweite Perſon in demſelben Orte angegeben iſt. Wenn bei XPL-Geſprächen die Entſendung 
eines beſonderen Boten nach Abſ. 4 letzter Satz verlangt wird, iſt auch die XPL-Gebühr nochmals 
zu zahlen. 


a) Die XP-Gebühr und die Zuſchlaggebühr für die Angabe einer zweiten Perſon ſind bei‏ ور 
XP: und bei XDL-Geſprächen fällig im Fernverkehr, wenn die Geſprächsanmeldung oder bei Ent—‏ 
ſendung eines beſonderen Boten nach 9۲۵۲۰4 letzter Satz der Antrag hierauf von der Urjprungsan-‏ 
ſtalt weiter gegeben worden iſt, im Ortsverkehr, ſobald der Bote abgeſandt worden iſt. Wird ein‏ 
XP-Geſpräch nachträglich in ein XDL-Geſpräch umgewandelt (Abs. 1), fo ſind die XP-Gebühr und‏ 
gegebenenfalls die Zuſchlaggebühr nur einmal zu zahlen. Sie werden nicht erhoben, wenn aus‏ 
Gründen, die die Telegraphenverwaltung zu vertreten hat, die Benachrichtigung der verlangten‏ 
Perſon unterblieben iſt oder aus den gleichen Gründen das Geſpräch nicht zuſtande kommt. Sie‏ 
ſind aber zu zahlen, wenn ſich nach Übermittlung der Geſprächsanmeldung herausſtellt, daß der‏ 
Verlangte außerhalb des Herbeirufungsbezirks wohnt und die Umwandlung des Geſprächs in ein‏ 
XPL-Geſpräch abgelehnt wird oder wenn bei einem XPL-Gejpräd kein Bote abgeſandt werden‏ 
kann (Abſ. 1 vorletzter Satz). ١‏ 


b) Die XPL-Gebühr iſt fällig, ſobald der Bote abgeſandt worden iſt. Sie iſt nicht zu zahlen, 
wenn die XP-Gebühr nicht erhoben wird. 


ı4 Im Ortsverkehr wird die Geſprächsgebühr vom Anmelder nicht erhoben. Meldet ſich der 
Verlangte mit der Benachrichtigungskarte bei einer öffentlichen Sprechſtelle ($ 15, 12 und b), jo 
wird die Verbindung ohne Gebührenanrechnung hergeſtellt; benutzt er eine andere Sprechſtelle oder 
einen Münzfernſprecher, ſo hat er die Ortsgeſprächsgebühr zu entrichten. Im Fernverkehr gilt für 
die Fälligkeit der Geſprächsgebühr 5 25, II Abſ. 1b. Die Ferngeſprächsgebühr wird jedoch nicht 
erhoben, wenn die XP-Gebühr aus den im Abſ. 13a vorletzter Satz angegebenen Gründen nicht 
zu entrichten iſt. Sie wird ferner nicht erhoben, wenn die verlangte Perſon bei dem vorläufigen 
oder endgültigen Anruf die Geſprächsführung ablehnt oder nicht mehr zu erreichen iſt; in dieſen 
Fällen wird auch die Fünftelgebühr (§ 25, II Abſ. 2) nicht angerechnet. 


II, V-Geſpräche. Ferngeſpräche, „bei denen auf Verlangen des Anmelders der Name 
der Perſon, mit der das Geſpräch geführt werden ſoll, der verlangten Teilnehmerſprechſtelle im 
voraus übermittelt wird, find V-Geſpräche. Über die dringenden V-Geſpräche, bei denen auch 
die vom Anmelder gewünſchte Ausführungszeit der verlangten Teilnehmerſprechſtelle übermittelt 
wird (Feſtzeitgeſpräche), ſ. $ 17, VII Abſ. 4. Geſpräche, die mit einer nach Nummer oder Namen 
bezeichneten Nebenſtelle geführt werden ſollen, werden nur auf ausdrückliches Verlangen des Uns 
melders als V-Geſpräche behandelt. Für die Geſprächsverbindungen gelten bei V-Geſprächen, ſo— 
weit nachſtehend nichts anderes beſtimmt iſt, die allgemeinen Beſtimmungen über Ferngeſpräche. 


2 In der Geſprächsanmeldung muß die gewünſchte Perſon ſo genau bezeichnet werden, daß 
ſie bei der verlangten Sprechſtelle ohne Rückfragen ermittelt werden kann. Bei der Anmeldung 
kann für den Fall, daß die gewünſchte Perſon abweſend oder verhindert iſt oder das Geſpräch ab- 
lehnt, eine zweite Perſon bei derſelben Sprechſtelle angegeben werden. Es iſt auch zuläſſig, wenn nur 
eine Perſon angegeben iſt, eine zweite Sprechſtelle desſelben Ortsnetzes zu bezeichnen, bei der die 
gewünſchte Perſon u. U. zu erreichen iſt. Mehr als zwei Perſonen oder mehr als zwei Sprech⸗ 


ſtellen dürfen nicht angegeben werden. 
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Die V- Anmeldungen werden ſobald wie möglich der verlangten Sprechſtelle übermittelt. 
Antwortet dieſe nicht beim erſten Anruf, ſo wird der Anruf nach 10 Minuten und erforderlichen— 
falls nach weiteren 20 Minuten wiederholt. Bleibt auch dieſer Anruf ohne Erfolg, ſo wird der 
Anmelder von Amts wegen verſtändigt. Läßt er die Anmeldung nicht ſtreichen, jo wird bis zum 
Ablauf ihrer Gültigkeitsdauer (Abſ. 10) der Anruf mehrmals wiederholt; doch wird der Anmelder 
nicht mehr verſtändigt, wenn auch dieſe weiteren Anrufe unbeantwortet bleiben. 


Bei der Übermittlung der Geſprächsanmeldung wird der verlangten Sprechſtelle mitge— 
teilt, wann die Verbindung vorausſichtlich hergeſtellt werden kann; bei Feſtzeitgeſprächen wird die 
vom Anmelder gewünſchte Ausführungszeit übermittelt. Falls die Anmeldung befriſtet oder zu— 
rückgeſtellt iſt, wird dies angegeben. Der Name und die Rufnummer des Anmelders werden nur 
auf ſeinen Wunſch übermittelt. Wird eine Anmeldung nach ihrer Weitergabe auf Antrag ge— 
ſtrichen, befriſtet oder zurückgeſtellt, wird eine Befriſtung oder Zurückſtellung geändert oder aufge— 
hoben oder wird bei Feſtzeitgeſprächen die gewünſchte Ausführungszeit geändert, ſo wird die ver— 
langte Sprechſtelle ſogleich von Amts wegen verſtändigt. ۱ 


Ergibt ſich bei der Übermittlung der Geſprächsanmeldung aus der Erklärung der verlangten 
Sprechſtelle, daß das Geſpräch eine Verzögerung erleiden wird, ſo iſt der Anmelder von Amts 
wegen ſogleich zu verſtändigen; dabei wird ihm gegebenenfalls mitgeteilt, wann der Gewünſchte 
ſprechbereit ſein wird. Das gleiche geſchieht, wenn die verlangte Sprechſtelle, nachdem ſie den 
Gewünſchten als ſprechbereit bezeichnet hat, nachträglich erklärt, daß die Verbindung aufge— 
ſchoben werden ſoll. Teilt die verlangte Sprechſtelle mit, daß die gewünſchte Perſon ſich bei einer 
anderen Sprechſtelle desſelben Ortsnetzes befindet, jo wird verfahren, als ob das Geſpräch mit 
dieſer Sprechſtelle verlangt worden wäre; der Anmelder wird bei Herſtellung der Verbindung 
von der Anderung verſtändigt. 


¢ Kann das Geſpräch nicht zuſtande kommen, z. B. weil der Gewünſchte (und u. U. die nach 
Abſ. 2 angegebene zweite Perſon) nicht erreicht wird oder das Geſpräch nicht führen kann oder will, 
ſo wird der Anmelder von Amts wegen ſobald wie möglich verſtändigt. Das gleiche geſchieht, 
wenn der Gewünſchte, nachdem er als ſprechbereit gemeldet worden iſt, nachträglich das Geſpräch 
ablehnt. In allen dieſen Fällen und in dem Falle, daß der Gewünſchte die Herſtellung der Ver— 
bindung nicht abwartet, kann der Anmelder verlangen, daß die Anmeldung geſtrichen oder daß die 
Verbindung mit der angegebenen oder einer anderen Sprechſtelle desſelben Ortsnetzes hergeſtellt 
wird; dies gilt auch für Feſtzeitgeſpräche. 


Der Gewünſchte kann ſtatt der verlangten Sprechſtelle eine beliebige Teilnehmerſprechſtelle 
oder öffentliche Sprechſtelle desſelben Ortsnetzes zur Geſprächsführung benutzen. 


Die Geſprächsverbindung wird nicht eher hergeſtellt, als bis der Gewünſchte ſprechbereit 
gemeldet worden iſt. Wird er ſprechbereit gemeldet, bevor das Geſpräch zur Ausführung an der 
Reihe iſt, jo wird die Anmeldung nach den Beſtimmungen im $ 17, VI eingereiht. War das Ge- 
ſpräch ſchon vorher an der Reihe, ſo wird es nach Abwicklung der in Vorbereitung befindlichen 
Verbindungen als erſtes feiner Gattung ausgeführt. Für die Ausführung der Feſtzeitgeſpräche 
gilt die Beſtimmung im § 17, VII Abſ. 4. Kurz vor der Bereitſtellung der Verbindung werden, 
ſofern dies angängig und zweckmäßig iſt, die beiden beteiligten Sprechſtellen darauf aufmerkſam ge— 
macht, daß das Geſpräch in einigen Minuten zur Ausführung an der Reihe iſt und daß die in 
Betracht kommenden Perſonen ſich bereit halten möchten (vorläufiger Anruf); hiervon wird jedoch 
abgeſehen bei Sprechſtellen, die zu dieſer Zeit ein Orts- oder Ferngeſpräch führen. Beim end— 
gültigen Anruf zur Herſtellung der Verbindung wird der verlangten Sprechſtelle nochmals 
der Name der gewünſchten Perſon genannt. Eine Verſchiebung der Geſprächsausführung (Abſ. 5 
zweiter Satz) iſt unzuläſſig, ſobald der vorläufige Anruf ausgeführt worden iſt. 


9 Die Telegraphenverwaltung übernimmt keine Gewähr dafür, daß die Perſon, die ſich zur 
Führung des Geſprächs meldet, die gewünſchte iſt. 


10 Die Gültigkeit der Anmeldung eines V-Geſprächs richtet ſich nach $ 17, V Abſ. 1, doch 
erſtreckt ſich die Gültigkeit einer Geſprächsanmeldung, die vor 22 Uhr eingegangen iſt, bis zum 
folgenden Tage um 8 Uhr, wenn mitgeteilt wird, daß die Verbindung in der Zeit von 24 bis 
8 Uhr ausgeführt werden kann. 


n Wird der Beſtimmungsanſtalt mitgeteilt, daß der Gewünſchte bei einer + 
eines anderen Ortsnetzes zu erreichen iſt, ſo wird der Anmelder von Amts wegen verſtändigt und 
ihm die Anmeldung eines neuen Geſprächs überlaſſen. 


ı» Die Gebühr für die Übermittlung der Geſprächsanmeldung an den Beſtimmungsort, für 
die Benachrichtigung der verlangten Sprechſtelle und für die von Amts wegen zu machenden 
weiteren Mitteilungen beträgt, gleichviel ob es ſich um gewöhnliche oder dringende oder um Blitz— 
geſpräche handelt, ein Drittel der Gebühr für ein gewöhnliches Dreiminutengeſpräch der Verkehrs 
zeit, in der das Geſpräch begonnen hat, mindeſtens aber 0,60 Gulden (V-Gebühr); kommt das 
Geſpräch nicht zuſtande, fo iſt für die Berechnung der V-Gebühr die Verkehrszeit maßgebend, in 
der die Geſprächsanmeldung von der Urſprungsanſtalt weitergegeben worden iſt. 

Die V-Gebühr ift fällig, wenn die Geſprächsanmeldung von der Urſprungsanſtalt weiter—‏ ى 
gegeben worden iſt. Sie wird nicht erhoben, wenn aus Gründen, die die Telegraphenverwaltung‏ 
zu vertreten hat, die Benachrichtigung der verlangten Sprechſtelle unterblieben iſt oder aus den‏ 
gleichen Gründen das Geſpräch nicht zuſtande kommt.‏ 

1 Für die Fälligkeit der Geſprächsgebühr gilt 8 25, II Abſ. 1b. Die Geſprächsgebühr wird 
jedoch nicht erhoben, wenn die V-Gebühr aus den im Abſ. 13 letzter Satz angegebenen Gründen 
nicht zu entrichten iſt. Sie wird ferner nicht erhoben, wenn die gewünſchte Perſon bei dem vor— 
läufigen oder endgültigen Anruf die Geſprächsführung ablehnt oder nicht mehr zu erreichen iſt und 
der Anmelder in ſolchen Fällen die Streichung der Anmeldung verlangt (Abſ. 6 letzter Satz); in 
dieſen Fällen wird auch die Fünftelgebühr ($ 25, 11 ۰ 2) nicht angerechnet. 

: II N:Gefpräde. Orts- und Ferngeſpräche mit Poſtagenten und mit Inhabern von 
Poſtſtellen, von Hilfſtellen oder von gemeindlichen öffentlichen Sprechſtellen ſind N-Geſpräche, 
wenn ihr Inhalt in Form kurzen Nachrichten an andere Perſonen weitergegeben werden ſoll. 
Wohnen die Perſonen außerhalb des für XP-Geſpräche feſtgeſetzen Herbeirufungsbezirks ( Abſ. 1), 
م[‎ ſind ſolche Geſpräche عالط‎ (Land-) Geſpräche. Stellt ſich erſt bei dem Geſpräch mit dem Poſt⸗ 
agenten uſw. heraus, daß die zu benachrichtigende Perſon außerhalb des Herbeirufungsbezirks wohnt, 
lo kann der Anmelder das Geſpräch in ein NL-Geſpräch umwandeln laſſen oder auf die Weiter— 
gabe der Nachricht verzichten. Bei NIL-Geſprächen wird keine Gewähr dafür übernommen, daß ein 
Bote zur Weitergabe der Nachricht abgeſandt werden kann. Die öffentlichen Sprechſtellen, mit denen 
N-Geſpräche geführt werden können, find im amtlichen Fernſprechbuch gekennzeichnet. 

Bei einem N- oder NL-Geipräd kann die Weitergabe einer oder mehrerer Nachrichten an‏ و 
verſchiedene Perſonen verlangt werden.‏ 

Für die Entgegennahme und Weitergabe der Nachricht wird bei N-Geſprächen eine Gebühr 
von 0,60 Gulden (N-Gebühr) erhoben; daneben iſt im Ortsverkehr keine Geſprächsgebühr, im 
Fernverkehr die beſtimmungsmäßige Ferngeſprächsgebühr zu zahlen. Sind Nachrichten an mehrere 
Perſonen weiterzugeben, ſo iſt für jede weitere Perſon ein Zuſchlag von 0,45 Gulden zu entrichten. 
Bei NL-Gejpräden wird neben den Gebühren für N-Geſpräche noch eine Zuſchlaggebühr von 
1,00 Gulden erhoben (NL-Gebühr); ſie iſt nur einmal zu entrichten, wenn durch dasſelbe Geſpräch 
Nachrichten für mehrere Perſonen in demſelben Orte übermittelt werden. RN 

Die N-Gebühr, der Zuſchlag zur N-Gebühr für die Benachrichtigung weiterer Perſonen 
und die NL-Gebühr ſind fällig, ſobald der Poſtagent uſw. die Weitergabe der Nachricht über- 
nommen hat. Sie werden nicht erhoben, wenn die Weitergabe der Nachricht von dem Poſtagenten 
uſw. unterlaſſen worden iſt. 

„Die Geſprächsgebühr iſt fällig, ſobald die Verbindung des Anmelders mit dem Poſtagenten 
uſw. hergeſtellt worden iſt. Sie wird nicht erhoben, wenn die Weitergabe der Nachrichten von 
dem Poſtagenten uſw. unterlaſſen worden iſt oder wenn die Angabe im amtlichen Fernſprechbuch 
daß der Poſtagent uſw. N-Geſpräche entgegennimmt, nicht mehr zutrifft. Sie iſt aber zu zahlen, 
wenn der Poſtagent ujw. die Weitergabe der Nachricht ablehnen muß, wenn der Anmelder auf die 
Weitergabe der Nachricht verzichtet, weil dies nur gegen Zahlung der NL-Gebühr möglich iſt, 
oder wenn bei NI-Geſprächen der Beſtimmungsanſtalt kein Bote zur Verfügung ſteht oder der In— 
haber einer gemeindlichen öffentlichen Sprechſtelle nicht bereit iſt, Perſonen in Nachbarorten zu 
benachrichtigen. 

6 Die Poſtagenten uſw. haften nicht für einen Schaden, der durch unrichtige, verzögerte oder 
unterlaſſene Weitergabe der Nachrichten entſteht. 

11. Hinter 8 19 folgenden neuen 5 19 al einſchalten: 
§ 19a 
Stunden verbindungen 

Stundenverbindungen find Ferngeſpräche auf Entfernungen von mehr als 5 Kilometer, die 
für einen Zeitraum von mindeſtens einer Stunde beantragt werden. Sie werden nur 8 
wem dafür و اه 3 و‎ a. اين هس دز‎ N 


12. 


13. 


14. 


15. 


> Bei der Anmeldung von Stundenverbindungen iſt die gewünſchte Geſprächsdauer anzu— 
geben. Der Beginn der Stundenverbindung wird nach Maßgabe der Betriebsverhältniſſe im Ein- 
vernehmen mit dem Anmelder feſtgeſetzt. Sobald dies geſchehen iſt, wird die verlangte Sprech— 
ſtelle verſtändigt; auf Wunſch des Anmelders wird dabei auch der Name der gewünſchten Perſon 
übermittelt. 

; Für Stundenverbindungen werden erhoben 

a) in der Zeit von 19 bis 8 Uhr der halbe Betrag, 
b) an Werktagen in der Zeit von 8 bis 9 Uhr und 16 bis 19 Uhr ſowie an Sonn- und 

Feiertagen in der Zeit von 8 bis 19 Uhr der volle Betrag, 

c) an Werktagen in der Zeit von 9 bis 16 Uhr der dreifache Betrag 
der Gebühr für gleich lange gewöhnliche Ferngeſpräche in der Zeit von 8 bis 19 Uhr ($ 17, II 
Abi. 1). Erſtreckt ſich eine Verbindung über mehrere der angegebenen Zeitabſchnitte, jo wird die 
Gebühr nach der in die einzelnen Abſchnitte fallenden Geſprächsdauer berechnet. 

Werden Stundenverbindungen vor Ablauf der Mindeſtdauer von einer Stunde von den 
Teilnehmern beendigt, ſo iſt gleichwohl die Gebühr ſo zu berechnen, als ob die Verbindung eine 
volle Stunde beſtanden hätte. Verbindungen, die über die bei der Anmeldung angegebene Zeit 
dauer hinaus fortgeſetzt werden ſollen, können getrennt werden, wenn die Betriebsverhältniſſe 
dies erfordern. 

Antwortet die verlangte Sprechſtelle bei Herſtellung der Verbindung nicht, ſo iſt ein 
Fünftel der Gebühr für ein Dreiminutengeſpräch zu erheben ($ 25, II Abſ. 2). Zieht der Uns 
melder die Geſprächsanmeldung zurück, nachdem fie von der Urſprungsanſtalt weitergemeldet 
worden iſt, jo iſt eine Gebühr in Höhe der V-Gebühr (§ 19, II 9۲۵۲, 12) zu entrichten. 

5 20, II hinter Abſ. 1 folgenden neuen Abſatz einſchalten: 

„Die Verbindung für ein Monatsgeſpräch wird zwiſchen den beiden Sprechſtellen von Amts 
wegen zur feſtgeſetzten Zeit ausgeführt, wenn nicht gerade ein anderes 20008 im Gange iſt oder 
eine Anmeldung für ein dringendes Staatsgeſpräch vorliegt. 

Der bisherige Abſ. 2 wird Abſ. 3. 

Im 5 20, IV Satz 1 erhält der zweite Halbſatz folgenden Wortlaut: 

die Beſtimmungen im § 17, IX finden Anwendung. 

Im 5 22, III erhält der Abi. 1 folgenden Wortlaut: 

. MI Für jede in der Zeit vom 21 bis 8 Uhr ſowie an Sonn- und Feiertagen aufgegebene 
Unfallmeldung wird eine beſondere Unfallmeldegebühr von 1,20 Gulden erhoben, wenn zur Zeit 
der Aufgabe der Unfallmeldung mindeſtens eine der beteiligten Unfallmeldeſtellen für den all— 
gemeinen Verkehr geſchloſſen iſt, doch bleiben hierbei gemeindliche öffentliche Sprechſtellen wegen 
ihrer Pflicht zur unentgeltlichen Wahrnehmung des Unfallmeldedienſtes ($ 15, IIb) außer Betracht. 
Poſtagenturen mit einfacherem Betrieb, Poſtſtellen und Hilfſtellen gelten als für den allgemeinen 


Verkehr geſchloſſen: an allen Tagen in der Zeit von 21 bis 8 Uhr, an Sonn- und Feiertagen 


überhaupt mit Ausnahme eines von der Telegraphenverwaltung zu beſtimmenden Zeitraums von 
mindeſtens einer Stunde. Neben der Unfallmeldegebühr werden die beſtimmungsmäßigen Fern— 
geſprächs-, Telegraphen- und Nebengebühren, jedoch nicht die Ortsgeſprächsgebühr erhoben. 
hoben. ١ 
Im 5 24, II Abſ. 3a erhält der letzte Satz folgenden Wortlaut: 

Die Entfernungen werden nach der Luftlinie zwiſchen den Betriebsſtellen gemeſſen. 


Artikel II 
Dieſe Verordnung tritt am 1. Februar 1930 in Kraft. 
Danzig, den 31. Dezember 1929. 
Poſt- und Telegraphen verwaltung der Freien Stadt Danzig. 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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